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Antwort 
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des Abgeordneten Markus Wagner   AfD 
Drucksache 18/19618 
 
 
Aachen: Mann bei Messerstecherei getötet – Was sind die Hintergründe? – Nachfrage 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Mit Antwort der Landesregierung vom 30. Juni 2025, Drucksache 18/14481, auf meine Kleine 
Anfrage vom 23. Mai 2025, Drucksache 18/13968, wurde Frage 1 
 

„Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen bzw. staatsanwaltschaftlichen Er-
mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.)“1 

 
wie folgt beantwortet: 
 

„Die Leitende Oberstaatsanwältin in Aachen hat dem Ministerium der Justiz unter 
dem 28.05.2025 im Wesentlichen berichtet, bei ihrer Behörde werde ein Ermitt-
lungsverfahren gegen einen serbischen Staatsangehörigen wegen Mordes, ver-
suchten Mordes und gefährlicher Körperverletzung geführt. Der Beschuldigte be-
finde sich in Untersuchungshaft. Zugrunde liege, dass er in der Nacht des 
04.05.2025 im Zuge einer verbalen und körperlichen Auseinandersetzung mit ei-
nem Messer auf seinen Kontrahenten mit lebensgefährlichen Verletzungsfolgen 
und auf einen weiteren Beteiligten mit tödlichen Folgen eingestochen habe. Die 
Ermittlungen dauerten an.“2 

 
Auf Frage 2 
 

„Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über den Tatverdächtigen bekannt?“3 
 
antwortete die Landesregierung unter anderem: 
 

„Der Tatverdächtige ist bislang wegen des Verdachts der Begehung der nachfol-
genden Straftaten polizeilich in Erscheinung getreten: 
 

 
1 Antwort der Landesregierung vom 30. Juni 2025, Drucksache 18/14481. 
2 Ebenda. 
3 Ebenda. 
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•in vier Fällen wegen Bedrohung, 
•in zwei Fällen wegen Beleidigung, 
•in zwei Fällen wegen vorsätzlicher einfacher Körperverletzung, 
•in drei Fällen wegen gefährlicher Körperverletzung, 
•in sieben Fällen wegen Diebstahlsdelikten, 
•in sechs Fällen wegen Sachbeschädigung, 
•in einem Fall wegen des Verwendens von Kennzeichen verfassungswidriger  
Organisationen, 
•in einem Fall wegen Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte und  
gleichstehende Personen, 
•in einem Fall wegen des Zerstörens wichtiger Arbeitsmittel, 
•in einem Fall wegen Vergewaltigung.“4 

 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8129 mit Schreiben vom 3. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern und der Ministerin für  
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration beantwortet. 
 
 
1. Von wann bis wann haben die 28 Ermittlungsverfahren gegen den Tatverdächtigen 

jeweils stattgefunden? 
 
Von einer Mitteilung weiterer Einzelheiten strafrechtlicher Ermittlungsverfahren wird unter Ab-
wägung des parlamentarischen Informationsinteresses mit dem allgemeinen Persönlichkeits-
recht des Beschuldigten, insbesondere auch im Hinblick auf das Resozialisierungsgebot und 
die Unschuldsvermutung abgesehen. Dem parlamentarischen Informationsinteresse, das 
nicht der konkreten Strafverfolgung einzelner Personen gilt, wird durch die weiteren Angaben 
zum Sachstand sowie die allgemeinen Angaben zu Vorstrafen und polizeilichen Erkenntnissen 
in der Antwort auf die Kleine Anfrage 5646 (LT-Drs. 18/18481) entsprochen. 
 
 
2. Mit welchem Ergebnis endeten diese Ermittlungsverfahren jeweils? 
 
Auf die Antwort auf die Frage 1 wird Bezug genommen. 
 
 
3. Seit wann befindet sich der Tatverdächtige in Deutschland? 
 
Die Ersteinreise erfolgte im Mai 2017. 
 
 
4. Wann wurden gegen den Tatverdächtigen jeweils aufenthaltsbeendende  

Maßnahmen eingeleitet? (Bitte chronologisch auflisten.) 
 
Die Ausländerbehörde veranlasste im Februar 2023 die Anmeldung für eine Rückführungs-
maßnahme auf dem Luftweg. Diese konnte aus Gründen, die der Betroffene nicht zu verant-
worten hatte, nicht stattfinden. Da weiterhin die Einleitung aufenthaltsbeendender Maßnah-
men beabsichtigt ist, wurde im Juni 2026 ein Passersatzpapierverfahren bei der Zentralen 
Ausländerbehörde Coesfeld eingeleitet. 
 
 

 
4 Ebenda. 


